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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Autobahnen in Baden-Württemberg 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Schulte (Schwäbisch 
Gmünd)r Biechele, Dr. Prassler, Weber (Heidelberg), 
Dr. Miltner, Pfeifer, Dr. Wörner, Frau Griesinger, 
Adorno, Susset, Dr. Häfele und Genossen 
- Drucksache VI/1848 - 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. Beabsichtigt die Bundesregierung, den prozentualen Anteil des 
Landes Baden-Württemberg am Autobahnbau innerhalb des 
ersten Fünfjahresplans zu verbessern, nachdem zur Zeit nur 
durchschnittlich rund 10 Vo vorgesehen sind, obwohl der von der 
Bundesregierung im Rahmen des Bedarfsplans ermittelte Anteil 
15,15 ®/o beträgt? 

Die Verteilung der Autobahn-Investitionsmittel im 1. Fünfjah- 
resplan richtet sich nach den verkehrspolitischen Zielvorstel- 
lungen der Bundesregierung und berücksichtigt dabei in erster 
Linie den Mittelbedarf für die Fertigstellung bereits laufender 
Maßnahmen. Hieraus ergibt sich, daß die für den Neubau von 
Bundesautobahnen dem Bund insgesamt zur Verfügung stehen- 
den Investitionsmittel nicht nach bestimmten prozentualen An- 
teilen den einzelnen Bundesländern zugeteilt werden können. 

Das Schwergewicht der zu fördernden Bundesautobahn-Neubau- 
maßnahmen liegt in den ersten Jahren des 1. Fünfjahresplanes 
bei Neubaustrecken, die zum Teil zwar nicht im Lande Baden- 
Württemberg liegen, jedoch dem Land Baden-Württemberg 
verkehrlich in hohem Maße nützlich sind, wie z. B. die mit hohen 
Kosten zu bauende linksrheinische Autobahnstrecke Krefeld- 
Ludwigshafen. Wenn die Bundesregierung die Investitions- 
mittel für neue Autobahnen ohne Rücksicht auf die verkehrs- 
politischen Ziele nach prozentualen Länderanteilen bemessen 
würde, wäre die schwerpunktmäßige Förderung durchgehender 
Autobahnstrecken in Frage gestellt. So wäre auch z. B. die oben 
genannte linksrheinische Autobahnstrecke Krefeld-Ludwigs- 
hafen in den nächsten Jahren in ihrem zügigen Weiterbau ge- 
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fährdet, da nach Länderanteilen berechnete Investitionsmittel 
im Lande Rheinland-Pfalz hierfür zu gering wären. 

Die Bundesregierung beabsichtigt daher nicht, im Rahmen der 
zur Zeit verfügbaren Mittel wesentliche Änderungen der von 
ihr für den BAB-Neubau getroffenen Mitteldispositionen im 
1. Fünf jahresplan vorzunehmen. Sollten jedoch für den Ausbau 
der Bundesfernstraßen während der Laufzeit des 1. Fünf jahres- 
planes zusätzliche Mittel zur Verfügung gestellt werden kön- 
nen, wird die Bundesregierung prüfen, wieweit hierdurch auch 
die von ihr als dringlich betrachteten Bundesautobahn-Neubau- 
strecken im Land Baden-Württemberg stärker gefördert wer- 
den können. 

Im übrigen wird hierzu ergänzend auf die Antwort der Bundes- 
regierung auf die Kleine Anfrage vom 19. Oktober 1970 - Druck- 
sache VI/ 1293 - und auf die grundsätzlichen Ausführungen des 
Bundesministers für Verkehr über die Verteilung der BAB- 
Neubaumittel auf der 57. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 5. Juni 1970 hingewiesen. 


2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß ohne eine Verbesserung 
der Mittel für den Autobahnbau 1971 zu befürchten ist, daß im 
Herbst 1971 keine neuen Aufträge für 1972 vergeben werden 
können? 

Auch ohne eine Erhöhung der im Straßenbauplan 1971 vor- 
gesehenen Mittel für den Autobahnneubau ist es möglich, im 
Herbst 1971 die im Autobahnneubau üblichen langfristigen Bau- 
aufträge zu Lasten der Haushaltsjahre 1972 und 1973 zu ver- 
geben, da die im 1. Fünf jahresplan vorgesehenen Mittelansätze 
für die Haushaltsjahre 1972 und 1973 hierfür ausreichend be- 
messen sind. 


3. Ist die Bundesregierung deshalb bereit, auch die Mittel für den 
Autobahnbau 1971 zu verbessern? 

4. Beabsichtigt die Bundesregierung angesichts der Benachteili- 
gung Baden-Württembergs, bei einer völligen Entsperrung der 
1970 gesperrten Straßenbauinittel den Autobahnbau in Baden- 
Württemberg bevorzugt zu berücksichtigen? 

Wegen ihres Zusammenhanges werden die Fragen zu 3 und 4 
zusammengefaßt beantwortet. 

Von den Investitionsmitteln für den Bundesautobahnneubau 
waren im Jahre 1970 insgesamt 140 Mio DM gesperrt. Davon 
entfielen 7,7 Mio DM auf BAB-Neubaustrecken in Baden-Würt- 
temberg. Durch einen übergebietlichen Mittelausgleich konnte 
jedoch gegen Ende des Jahres 1970 für BAB-Neubaustrecken in 
Baden-Württemberg ein Betrag von 27 Mio DM zusätzlich 
bereitgestellt werden. 

Allein durch die Sperrung von Investitionsmitteln im Bundes- 
fernstraßenbau im Jahre 1970 konnten insgesamt 240 Mio DM 
nicht ausgegeben werden. Der Bundesminister für Verkehr hat 
beantragt, diese Mittel im Haushaltsjahr 1971 in Anspruch 
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nehmen zu dürfen. Mit der Einwilligung des Bundesministers 
der Finanzen kann in Kürze gerechnet werden. Ob von diesen 
Mitteln angesichts der bereits Ende 1970 vorgenommenen Mit- 
telverstärkung für BAB-Neubaustrecken in Baden-Württemberg 
weitere Mittel hierfür zur Verfügung gestellt werden können, 
wird zur Zeit geprüft. 


5. Gibt es neue Zusagen der Bundesregierung für den Autobahn- 
bau in Baden-Württemberg, daß der baden-württembergische 
Innenminister Krause nach einem Gespräch zwischen ihm, 
Ministerpräsident Dr. Filbinger, Minister Dr. Seifriz und Bun- 
desverkehrsminister Leber äußern konnte, er sei mit dem 
Gespräch „zufrieden" (laut Staatsanzeiger für Baden-Württem- 
berg vom 10. Februar 1971)? 

Es gibt keine neuen Zusagen der Bundesregierung für zusätz- 
liche Mittel zur Förderung von BAB-Neubaustrecken in Baden- 
Württemberg. In dem angeführten Gespräch wurde aber bestä- 
tigt, daß die Bundesregierung prüfen werde, wieweit die BAB- 
Neubaumaßnahmen in Baden-Württemberg stärker gefördert 
werden können, wenn durch eine Erhöhung des geschätzten 
Mineralölsteueraufkommens für das Jahr 1971 die dem Bundes- 
fernstraßenbau zur Verfügung stehenden Mittel verstärkt wer- 
den könnten. 


Leber 



